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Urteil

in dem Rechtsstreit

Allgemeine Ortskrankenkasse Kirchheimbolandenp
Kirchheimbolandené .

ägrkigiää ?368 Beklagte und Revisionsklägerin?

Kläger und Revisionsbeklagten9

—Proaeshevellm chtieter: ?
Tf»».—v—"‘

Der 39 Senat des Bundessozislgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom Bon April 1968 durch

Senatspräsident Dr() L a n g k e i t

—Vorsitzender—9

Bundesrichter S p i e l m e y e r und

Bundesrichter Schroeder—Printzen7

Bundess zialrichter H e n n i n g e r und

Bundessozialrichter R e i m'e r‚ .".; ‘

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozielgerichts Rheinland—Pfalz vom‘24o Februar

1965 aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und Ent»'

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen0
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Die beklagte Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) fordert

von dem Kläger rückständige Gesamtsozialversicher ngsbei—

träge aus den Monaten Juli 1950 bis Januar 19510

Am 220 Mai 1965 erließ sie wegen dieser Forderung; die sich

nach ihrer Berechnung unter Einschluß der Säumniszuschlägei

Mahngebühren und Vollstreckungskosten nach Abzug der in—

zwischen vom Kläger gezahlten Beträge auf 10379955 DE belief9

einen Pfändungs— und Überweisungsbeschluß9 mit dem sie die

Ansprüche des Klägers auf irbeitsentgelt gegen seinen da—

maligen Arbeitgeber pfändete und sich zur Einziehung über—

wiesc Der Widerspruch blieb erfolgloso

Das Sozialgericht (SG) wies die Klage ab (Urteil vom
3c September 1964)„ Auf die Berufung des Klägers hob das
Landessozialgericht (LSG) das Urteil des SG sowie den Wider—
spruchsbescheid und den Pfändungs— und Überweisungsbeschluß

der AOK auf (Urteil vom 24; Februar 1965)0 Zur Begründung
führte es aus‚ die AOK habe nicht mehr das Recht, den Bei—

travsrückstand beizutreiben‚ da ihre Forderung gemäß 5 29

Abs° 1 der Reichsversicherungsordnung (EVO) verjährt seio
Zwar sei in den Jahren 1952? 1954 und 1956 die drohende

Verjährung der Iorderung durch Vollstreckungshandlungen der

AOK wirksam unterbrochen worden (@ 209 Abso 2 Ziff„ 5 des

ürgerlichen Gesetzbuches—BGB—)9 in den Jahren 1957 und
1958 habe sie jedoch keine die Verjähr.ng unterbrechende

Maßnahme getroffen° Als sie am 1„ Oktober 1959 dem Kläger

den Vordruck eines Vermögensverzeichnisses zugestellt und

damit ein Offenbarungseidverfahren eingeleitet habe? seien

ihre Beitragsansprüche bereits verjährt gewesen° Der Kläger
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habe die Beiträge nicht absichtlich hinterzogen° Seine Hand—

lungsweise habe sich darauf beschränkt‚ die geschuldeten Bei—

träge nicht abzuführeno Darüber hinaus habe er nichts getan9

was irgendwie auf eine Hinterziehungsabsicht hinweisen könnte°

Er habe die Bücher9 Quittungs— und Versicherungszarten richtig

geführt? die Forderung nicht bestritten‚ sogar Teilbeträge ge—

zahlt und sei nur den —allerdings erheblichen— Rest schuldig

geblieben, weil er‚ wie er sich in einem Schreiben an die Be—

klagte ausgedrückt habe‚ kein Geld ausgeben könne‚ wenn er
nichts einnehmeo

(

Die AOK hat die —zugelaSSene— Revision eingelegt und beantragt?"
\-.

das Urteil des LSG Rheinland—Ffalz vom
240 Februar 1965 aufzuheben und zu ent—

scheiden? daß die Pfändung der Kasse bei
der Firma Rudolf Lénz‚ Freinsheimg vom
22„ Mai 1963 berechtigt ist°

Sie ragt sowohl die lückenhafte Berücksichtigung vorgoergzw

tragenen Streitstoffes bzw° die mangelnde Sachaufklärung durch
das LSG als auch die Verletzung des @ 218 ‚Abs° 1 BGB° Wie be—

reits in ihrer Klageerwigerung vorgetragen und im Urteil des
SG auch festgestellt? habe der Kläger durch notarielle Akte

vom 80 August 1950 und 18a September 1950 seinen drei minder—

jährigen Kindern ein Wohnhaus mit Stall? Hof und Garten und
einen Abker geschenkt° Sie, die AOK, habe diese Schenkungen?

gestützt auf die in ihrem vollstrcckbaren Ausstandsverzeichnis

ausgewiesene Beitragsschuld des Klägers, erfolgreich angefochten

und die rechtskräftige Verurteilung der Kinder des Klägers zur
Duldung der Zwangsvollstreckung in die Grundstücke wegen der
Beitragsschuld des Klägers erreichto Nachdem der Kläger noch mit

Schreiben vom 25° November 1950 unter Hinweis auf seine letzte
Teilzahlung vom 15° November 1950 in Höhe von 169915 DM die rest—
liche Beitragsschuld anerkannt und um Stundung gebeten habe, habe

_ 4;_31‘.\°.'"‘
.
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er freiwillig keine weiteren Zahlungen mehr geleisteto Statt

dessen sei er im März 1951 nach H * : verzogenn habe

dort auf den Namen seiner Ehefrau eine Gastwirtschaft ge—

pachtet und sich selbst als Grundstücksmakler betätigte Am

285 September 1955 sei er dann nach Bad Di ' '
‚_ ge—

zogen9 habe dort auf den Namen se nes minnde rja hrigen Sohnes

K: " n ein neues IOhnhaus errichtet und dieses bezogeno

Daraus ergebe sich insgesamt entgegen der Feststellung des ISG

der Nachweis? daß das Verhalten des Klägers darauf abgestellt

gewesen sei? ihr die geschuldeten Beiträge zu hinterzicrxeno

Dasselbe ergebe sich auch aus der Tatsache? daß das Amtsge—

richt K \ ‘ am 220 März 1951 auf ihre „ns eig @ hin

gegen den Kläger einen Ctrafbefehl über 75 DM wegen eines

fortgesetzten Vergehens nach 5 533 RVG erlassen habec Gemäß

@ 99 Abs„ 1 RVO ent erlägen ihre Beitragssnsprüche also in
entsprechender Anwendung des @195 BGB der Bojähri gen Ver—

jährungo Die 50 31hurige Verjährungsfrist folge abgescnen davon

auch aus dem ezwt echend anzuwendenden @ 218 Mb 1 BGB? da

sie —was das LSG außer acht gelassen habe— über ihre Beitrags“,

ansprüche vollstreckbare Ausstandsverzeichnisse erteilt und
,

dem Kläge r zugestellt habe? die vollstreckbare Urkunden im

Sinne von 5 218 Abs„ 1 Satz 2 BGB seieno

Der Kläger beantragt‚

die Revision zurückeuweisen,

hilfsweise?

den Rechtsstreit an das LSG Rheinland—Pfalz

zurückzuverweisen°

Unter Hinweis auf die Entscheidungsgründe des angefochtenen
Urteils hält er den Tatbestand der absichtlichen Beitrags—
hintsrziehung nicht für erfüllt0 Er vertritt aber ebenfalls

r5°"
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1

die Ansicht9 die Anwendbarkeit des 5 218 BGB müsse noch

geprüft werden? die Qualifikation der vollstrcckbaren Aus—

standsverzeichnisse der Beklagten sei aber nach irrevisiblem

Landesrecht zu beurteilen° Soweit in der streitbefangenen

Forderung allerdings 526,04 DM als Kosten für den Anfechtungsew

prozeß geltend gemacht würden‚ sei dieser Teil als Kosten eines

Zivilprozesses, die der dreijährigen Verjährungsfrist unterlagen?

mangels eines Kostenfestsetzungsbeschlusses verjährt°

II

Die Revision der AOK ist begründet°

Nach @ 29 Abs° 1 RVO verjährt der inspruch auf Rückstände in

zwei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit,

soweit sie nicht absichtlich hinterzogen werden sind° Ob eine

solche Verjährung vorliegt9 war vom Senat von Amts wegen zu

prüfen (BSG 229 173? 176 f)° Ist die Forderung verjährt$ darf
eine Beitreibung nicht vorgenommen werden und ein ihretwegen

erlassener Pfändungs— und Überweisungsbeschluß ist rechtswidrige

Die speziell für Ansprüche auf Beitragsrüekstände in 5 29 ;bsc 1
EVO vorgesehene Verjährungsfrist von zwei Jahren nach Ablauf des

Kalenderjahres der Fälligkeit (vgl° auch 5 205 AVG; @ 160 Absc 2
AVAVG) ist nach den unangefochtenen Feststellungen des LSG

spätestens mit fblauf des Jahres 1958 mangels einer wirksamen

Unterbrechungshandlung des Klägers oder der Beklagten verstrichen°

Die AOK meint jedoeh‚ statt dieser kurzen Frist sei die in 5 218
BGB vorgesehene Bojährige Verjährungsfrist für Ansprüche aus
vollstreckbaren Urkunden entsprechend für Beitragsansprüchc? die
sie in einem vollstreckharcn Ausstandsverzeichnis nach den Ver?

WaltungstVbllstreckungsvorschriften in Rheinland—Pfalz aufgeführt

habe9 anzuwenden°
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Dieser Ansicht vermochte der Senat nicht beizutreteno Wie der

Senat in BSé 25‚ 739 74 bereits hervorgehobenhat‚ sind auf
den Anspruch auf Rückstände die Verjährungsvorsehriften des

BGB nicht ohne weiteres entsprechend anwendbar° Insbesondere

ist vor der entsprechenden fnwendung der bürgerlieh—rechtliehen

Vorschriften immer zu prüfen? ob der öffentlich—rechtliche

Schutzzweek dem nicht entgegenstehto Schon das Reichsversiche—

rungsamt (BVA) hat in ständiger Rechtsprechung die entsprechen—

de Anwend ng des 5 218 BGB abgelehnt (GB 2007 AN 19039 476;

GB 2870 AN 1916; 415; GB 5227 AN 1958; 572)o Nach seiner

Meinung würde sie dazu führen? daß Forderungen auf rückstän—

dige Beiträge praktisch kaum jemals verjähren können° Das ent-

spräehe aber nicht dem Bedürfnis der Versicherten? nur mit

solchen AnSprüchen des Versicherungsträgers rechnen zu müssen‚

die nach nicht zu langer Zeit wi-ksam geltend gemacht wurden:

Das gilt zumindest für diejenigen Schuldner‚ die sich k rrekt

verhalten und an sich zahlungswillig sindo

Abgesehen davon darf nicht unberüeksiehtigt bleiben‚ daß nach

dem für die Sozialversieherungstriiger anzuwendenden Verwaltungs—

Vollstreekungsverfahren (@ 28 RVO) des Landes Rheinland—Pfalz

(Verwaltungs—Vollstreekungsgesetz vom 80 Juli 1957; GVBl

80 101 —VVG—) die Sozialversieherungsbehörden als Gläubiger

jeder7eit befugt sind? über ihre Béitragsrückstünde ein
vollstreckbares Ausstandsverzeiehnis auszustellen und damit

nach Zustellung an den Schuldner und „ehrung einer bestimmten

Frist die Zwangsvollstreekung zu betreiben (vglo auch den

Runderlaß des Sozialministers von Rheinland—Pfalz vom
300 November 1957 über die inwendung des VVG durch die landes-

unmittelberen Träger der Sozialversicherungy Min„Blo Rheinland—

Pfalz 19589 S0 14)° Die in 5 218 BGB aufgeführten ”rechts—
kräftig festgestellten“ und die sonst dort noch genannten

AnSpr che sind mit den auf Grund des Beitreihungsprivilegs

der Krankenkassen —KKn—(@ 28 RVG) einseitig von der KK für

q._c
?

....
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vollstreckbar erklärten Ansprüchen nicht vergleichbar‚

so daß es nicht gerechtfertigt ist, auf dem Umweg über

5 218 BGB die in @ 29 Abs° 1 EVO zum Schutze für den Ver—
sicherten vorgesehene sehr kurze Verjähr.ngsfrist auf,

50 Jahre zu verlängern (vgl° auch Casselmmnp SGb 19619

598 ff; Kleff9 Soners° 19659 2779 278; Peters‚ Handbuch

der Krankenversicherung7 Teil 19 Stand: Januar 19659 Anm° 1

zu @ 29 EVO; vglo aber auch für "rechtskräftig festgestellte

Forderungen"; Schieckel in RVG—Gesamtkommentar‚ Stand: 15° NOVem—

ber 19679 Anm° 5 zu 5 29 und für "rechtskrfftig vollstreckhare

Titel": Brackmenn9 Handbuch der Soz°Versoy Band I? Stand: 15c Mai

1967_q So 196 e)o
- )

Die AOK rügt jedoch zu Recht, daß das LSG eine umfassende Würdi—

gung des von ihr vorgetragenen Streitstoffes unterlassen und mit—

hin gegen 5 105 und @ 128 Absc 1 SGGverstoßen hehec

Das LSG hat zwar zutreffend in Übereinstixmung mit dem RVA

(vgln EuM 509 1959 GB 4867 AM 1955? 175; GB 5227 AN 19589 372)

ausgeführt: Absichtlich icSo von 5 29 .Absc 1 EVO hinterziehe

“jemand„ der die Beiträge wider besseres Wissen trotz Kenntnis

der Verpflichtung zur Leistung nicht zahle mit dem Zweck? sie dem

Versicherungstrüger zu entzieheno Auch ist dem LSG darin beizu—

pflichten7 daß der Strafhefehl wegen eines vorsätzlichen9 fort—

geSetzten Vergehens nach 5 555 RVO als Nachweis der Hinterziehungs—
absicht allein nicht ausreichto Ein Schuldvorwurf nach 5 555 RVO

läßt sich nämlich schon bei bedingtem Vorsatz erheben (vgl° RG

in HRB 1927 Nr° 1490)? so daß allein von der Tatsache der Be—

strafung nach % 555 RVG nicht auf das Vorliegen einer Hinter—

ziehungsgbgight geschlossen werden kann°

Das LSG hat jedoch den Kreis der Umstände? aus denen möglicher—
weise auf eine Hinterziehungsabsicht des Klägers geschlossen
werden kann9 zu eng gezogen° Eine Hinterziehungsabsicht liegt

.
1

" "
‚\ ; 8 _
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nicht nur dann vore wenn der Schuldner dem Versicherungs—

.träger die Tatsachen verschleiert9 aus denen sich seine

Zahlungsverpflichtungen ergeben9 sondern sie kann auch vor—

liegen? wenn der Schuldner seine Versicherungeunterlagen

rückhöltlos offcnlegt? seine Beitragsschulden ausdrücklich

anerkehht und sogar Teilzahlungen erbracht hat° Bei Sehuldnern$

die in Zahlungsschwierigkeiten geraten sind, kann sich die

Hinterziehungsabsicht auch darin äußern? daß der Schuldner seine

ihm verbliebenen VCIROCGHSFOenstände in anfechtbarer Weise

veräußert oder auch nur versteckt‚ um sie dem Zugriff seiner

Gläubiger zu entziehen; Schließlich kann ein Schuldner die

Beiträge dem Versicherungsträger auch dadurch absichtlich
hinterziehen$ daß er durcn 'rbeitsbcschränkung sein Ein—

kommen niedrig genug hält„ um den zwangsweisen ZugGriff des

”““°“Ch:r„ngstrügers zu vereiteln (Vgl; ehe“io Gunkel Bei—
L. “ ‚-. ., J_ ‚(

, „ CZ‘ \ " \ .,..- , ' __ ‚. _‚r„„sre LCL„ 1961; ;4>)o so hat aucn cc Obe_vers1cherunösa.m(’) f\ .:;

‚„(OVA) Stettin in Entscheidungen vom 74 Januar 1940 und

14° Februar 1940 (zitiert bei Krosche Ms i Absichtliche bei—

tragshinteruiehung — € 29 ibs° 1 EVO —3 'rbo Verso 1940?

201 ff? 203) die Hinterziehungsabsicht in dem Bestreben ge—

sehen? "sich auf Kosten der Kasse und damit auf «osten der

übrigen nicht säumigen Betriebsführcr möglichst lange wir‘—

sCheftlich zu halten" wenn damit "die klare Erkenntnis und

der fortgesetzte nille verbunden ist, daß die Versicherungs—

träger unter diesen Umständen um ihr Recht kommen" In der

zwe; ten Entschei dung? der ein Fa;l zugrunde lag? in dem der

jchuldner inner neue Rückstände au1■loxmen ließ und dadurch

die Kasse zu immer neuen Mahnungen? Zahlungsaufforderungen

und Vollstreckungsma 3nalmen trieb? kam das OVA zu dem Schluß;

das gesamte Verhalten des Schuldners lasse keinen Zweifel

darüber zu? daß es dem Schuldner im Grunde darum zu tun war?
die Beitragsbereinigung so lange hinauszuschiebenp wie es die

KK nur irgend zuließ° Damit habe der Schuldner die Beiträge

absichtlich hinterzogen°
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Nach den dargelegten Beurteilungsmaßstähen hätte das LSG

die rechtserheblichen Behauptungen der AOK über die erfolgreich

angefoc aenen Schenkungen des Klägers‚ seinen Wegzug aus dem

Bezirk der Kasse‚ die Betätigung als Grundstücksmakler‚ die

Pachtungder Gastwirtschaft in H. . im Namender Ehefrau
und die Errichtung eines gehnhauses in Bad D’ ”

im Namen des minderjährigen Sohnes auf ihren Aussagewert über

eine Hinterziehungsabsicht des Klägers bei der Nicht zahlung

der Beiträge prüfen müsseno Es ist nicht ausgeschlossen? daß sich

auf Grund der insov;eit noch nachzuholenden Sacheufkläruhg aus dem

Gesamtergebnis des Verfahrens die berzeugung gewinnen läßt‚ daß

der Kläger vö■ Beginn der Grundstücksschenkungen an seine Kinder

im August 950 ab konsequent bestrebt gewesen ist‚ sovohl das ihm
verblieber e Ver.'nögen 315 auch sein ukdnlt1fcs Einkommen dem Zu—

griff sei ner Gläub ger zu entz iehen° Wenn diese Ansicht au h die

Bekla

würde be reits der Tatbestand der absichtlichen Beitragshinter—

„Le

gt im Hinblick auf die Beitragsrückstände einschlösse„

ziehung i„S° des 5 29 Absc ? RVG erfüllt seine Dann unterlägen

die Beitr a.gsforderungen der Beklagten gemäß den @@29 Abso 1 RVO‚
195 BGB nicht der zweiyuhr1<en‚ sondern der öojährigen Verjährungs—

frist (vgl
: BVA in EuM 501 1959 196) und wären demzufolge noch

nicht verjahrt Der angefocln tene P1ändungs_ und Uberweisungsbe—

se■1 nß ware dann insowe; t rechtmäßigo 3

Soweit die AOK jedoch auch wegen der Kosten des Prozesses über die
Schenkungsanfechtung (Urteil des Amtsgerichts Bad Di vom
171 Juli 1951 —4 C 245/51;Ü den Pfändungs— und Überweisungsbe—

schluß erl=ssen hat, war dies unzuM ss g; insoweit ist ihre Re—

vision unbegründet° Weder im Zwangsvo 11 stre orungsverfahren nach

der Zivilprozeßordnung (ZPO) noch im Verwe1tungszwangsverfahren

zahlen die Kosten eines besonderen Ziv1ilprozesses zu den Kosten
der Zwag1svo1l streckung bzw° zu den im 3erwaltungszwangsverfahren

Zusa men mit der Hauptforderung beizutreibenden Auslagen (5 85 VVG
Rheinland—Pfalz)9 selbst wenn der Prozeß aus Anlaß der Zwangsvollw

streckung geführt worden ist, weil der Schuldner dieser Prozeß—

...‘lo...
r
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kosten gemäß den 55 91 ff ZPO im Urteil dieses Prozesses

zu besti men ist und damit gesondert über die Kostenlast

entschieden wird- (vglo für die Z.;angsvollstreckung nach
ZPO; Wieczorek9 ZPO; Band IV Teil 1‚ Berlin 1958‚ Anm0 A la

2 zu @788 und Stein/Jonas/Schönke/Pohle5 ZPO; 180 Auflo
19569 Anmo 2 D zu @ 788 und für das Verwaltungsverfahren3
Kautz—Riewalt; Verwaltungszwangsverfahren zur Beitreibung

von Geldbeträ—igen9 80 Aufl0 1955 S0 242)0 Die Kostenforderun—

gen aus solchen Prozessen stellen private Geldforderungcn der‚
(»

die nicht unter ; 71 VVG Rheinland—Pfalz fallen (vglo die

einzelne Aufstellung in der ersten Lendes—Verord ung zum

VVG Rheinland—Pfalz vom 20 Januar 1958 —GVBl So 9) und deshalb

nicht im Verwaltungszwa11gsverfehren beiget rieben vmeden können‚

sondern nur im awanssvol“streckungsverfahren nach der ZPO

auf Grund des im Anfechtungsprozeß erwirkten Vollstreckungs—

.,Der Anteil aer Kosten des Anfe orat ungeprozesses in dem Ge—
J. .L..‚—..__ > ..„.‚._ " 7F7q -«—- :

>.„J...r 1' "b ‘1'\JÄA
ij;/55

JJ..v.9 \.«' (0 .;e3en die Bel■a;te d n(O (\ (}

dungs— und
tberweisungsbesc

hlu.5 erlassen hat‚ muß von

dem Berufnngsger10ht noch festges llt werden°

Pie Revision hat also zu Recht die Verletzung der 59 103‚
128 Abs° 1 SGG gerügt und ist deshalb begründet°

Da das Bundessozialgericht die noch erforderliche Sach—

aufkl Szrung und Beweiswurdigung nicht selbst nachholen kann;

ist das Urteil gemäß 5 170 „b°; 2 Satz 2 SGG aufzuhehen und
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„11;

die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung än das

LSG zurückzuverweisen, das auch über die Kosten des Re—

visionsverfahrens zu entscheiden haben wirdo
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